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G e s e t z e n t w u r f

der Fraktion DIE LINKE

Gesetz zur Stärkung der Informationsfreiheit

A. Problem und Regelungsbedürfnis

In einer auf individuellen (Grund-)Rechten und dem Demokratieprinzip 
aufbauenden Gesellschafts- und Rechtsordnung ist das Recht auf Infor-
mationsfreiheit in zweifacher Hinsicht von entscheidender Bedeutung. 
Zum einen trägt es dazu bei, dass Einwohnerinnen und Einwohner von 
öffentlichen Stellen die für ihr politisches Engagement und für die Durch-
setzung ihrer Rechte notwendigen umfassenden Informationen bekom-
men. Zum anderen führt der möglichst ungehinderte Zugang zu Informa-
tionen bei öffentlichen Stellen dazu, dass deren Meinungsbildungs- und 
Entscheidungsprozesse im Sinne demokratischer Transparenz nachvoll-
ziehbar und damit auch kontrollierbar werden. Informationsfreiheit, Öf-
fentlichkeit, Transparenz und demokratische Kontrolle staatlichen Han-
delns bilden einen untrennbaren Zusammenhang.

Entsprechend der hiesigen Staats- und Verwaltungstradition wurde in 
Deutschland bis vor kurzem dem Amtsgeheimnis und seiner Wahrung 
noch absoluter Vorrang eingeräumt. Denn Wissen ist Macht und das 
"Wissensmonopol" der Verwaltung sichert Handlungsmacht. Selbst Be-
troffene in Verwaltungs- und Planfeststellungsverfahren hatten und ha-
ben nicht selten zu kämpfen, um notwendige Informationen und Akten-
einsichten zu bekommen. Andere europäische Staaten sind hier schon 
viel weiter. So ist z. B. das Recht auf Informationsfreiheit als Recht auf 
Zugang zu öffentlichen Dokumenten in Schweden seit dem Jahr 1766 
rechtlich verankert und hat dort sogar Verfassungsrang. Seit dem Jahr 
2005 gibt es in Deutschland ein Informationsfreiheitsgesetz des Bun-
des (Gesetz zur Regelung des Zugangs zu Informationen des Bundes  
- Informationsfreiheitsgesetz [IFG]). Das Thüringer Informationsfreiheits-
gesetz (ThürIFG) vom 20. Dezember 2007 nimmt weitestgehend Bezug 
auf das Bundesgesetz und enthält darüber hinausgehende Einschrän-
kungen des Anspruchs, die nicht notwendig sind.
Für die Thüringer Landesregierung musste im April 2010 der damali-
ge Innenminister feststellen, dass "vielen Bürgerinnen und Bürgern die 
Möglichkeiten, die das Informationsfreiheitsgesetz bietet, offenbar noch 
wenig bekannt sind". Ziel müsse es sein, das Gesetz "klarer zu fassen 
und noch bürgerfreundlicher zu gestalten", damit "Bürger motiviert wer-
den, von ihrem Recht Gebrauch zu machen" (http://www.informations-
freiheitsgesetz.net/blog/2010/04/09/thueringen-einsicht-in-behoerden-
akten-soll-erleichtert-werden/).
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B. Lösung

Aus verschiedenen Bestimmungen der Verfassung des Freistaats Thü-
ringen ergeben sich direkt oder indirekt Informationsrechte - Artikel 6 
(informationelle Selbstbestimmung), Artikel 9 (Politische Mitwirkung), 
Artikel 11 (Meinungsfreiheit). Eine notwendigerweise anzustrebende 
Bürger- und Nutzerfreundlichkeit lässt es ebenfalls notwendig werden, 
dass Thüringen ein eigenständiges Informationsfreiheitsgesetz für die 
Landesverwaltung und alle Einrichtungen und Stellen unter öffentlicher 
Kontrolle und Beteiligung erhält. Außerdem eröffnet sich so für den Lan-
desgesetzgeber die Möglichkeit, gegenüber dem Bundesgesetz einen 
verbesserten Standard festzuschreiben. Auch die Antworten der Landes-
regierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Renner (DIE LINKE) 
in Drucksache 5/745 sprechen für einen Evaluationsbedarf. 

Die Zahl der Anträge ist mit 30 im Jahr 2009 für ganz Thüringen gering.
Von diesen wenigen Anträgen wurden 18 abgelehnt, was auf einen zu 
umfassenden Ausschlusskatalog im Gesetz, verbunden mit einer zu 
strengen Anwendungspraxis der Behörden, als Problem hinweist. Mit 
Blick auf die Beseitigung dieser und anderer Probleme mit dem Thürin-
ger Informationsfreiheitsgesetz sieht der Gesetzentwurf die Schaffung 
der Funktion eines Informationsfreiheitsbeauftragten vor, zum einen zur 
Kontrolle der Behördenpraxis, zum anderen zur verbesserten Informa-
tion der Bürger über ihre Informationsrechte. Mit Blick auf die Funktion 
des Gesetzes als rechtliche Konkretisierung verschiedener Grundrechts-
vorschriften der Verfassung des Freistaats Thüringen wird in Zukunft 
auf eine Befristung des Gesetzes verzichtet. Etwaiger Änderungsbedarf 
am Gesetz kann in Zukunft auch ohne Befristung durch einfaches Än-
derungsgesetz geltend gemacht werden. Der kontinuierlichen Überprü-
fung des Gesetzes auf seine Tauglichkeit und Wirksamkeit (Evaluation) 
dient in Zukunft ein turnusgemäßer Bericht des Informationsfreiheits-
beauftragten. Es ist nicht notwendig, einen eigenen Informationsbeauf-
tragten zu berufen, angesichts der Sachnähe der inhaltlichen Arbeit bie-
tet sich die Übertragung der Aufgabe auf den Bürgerbeauftragten des 
Freistaats Thüringen an.

C. Alternativen

Im Rahmen der Zielsetzung: keine

D. Kosten

Das Bild, das sich aus Drucksache 5/745 ergibt, dürfte nicht repräsen-
tativ für das tatsächliche Anwendungspotential eines Thüringer Infor-
mationsfreiheitsgesetzes sein. Daher lassen sich die Kosten für die 
Umsetzung des Gesetzes nicht prognostizieren. Die den Kommunen 
anfallenden Kosten werden diesen im Rahmen der Auftragskostenpau-
schale erstattet.
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Gesetz zur Stärkung der Informationsfreiheit

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Thüringer Informationsfreiheitsgesetz (ThürIFG)

§ 1
Gesetzeszweck

Zweck dieses Gesetzes ist es, einen rechtlichen Rahmen 
für den freien Zugang zu Informationen bei informations-
pflichtigen Stellen zu schaffen und damit zu einer aktiven 
Teilhabe aller am öffentlichen Leben beizutragen. Hierzu 
wird jedem ein umfassender Anspruch auf Informationen 
gegenüber öffentlichen Stellen eingeräumt und gewähr-
leistet. Es werden hierfür die Voraussetzungen, Verfah-
rensweisen und Einschränkungen festgelegt.

§ 2
Anwendungsbereich

Der Zugang zu Informationen besteht zu öffentlichen Stel-
len des Landes, den kommunalen Gebietskörperschaften, 
deren Eigenbetrieben und Unternehmen mit kommunaler 
Beteiligung sowie den Körperschaften, Anstalten und Stif-
tungen des öffentlichen Rechts, sofern sich aus diesem 
Gesetz keine Einschränkungen ergeben. Gleiches gilt für 
natürliche und juristische Personen, die zur Erfüllung öf-
fentlich-rechtlicher Tätigkeiten für die oben genannten Stel-
len in Anspruch genommen werden.

§ 3
Begriffsbestimmung

Im Sinne dieses Gesetzes sind
1.	 Informationen alle in Schrift-, Bild-, Ton- oder in Da-

tenverarbeitungsform oder in sonstiger Weise gespei-
cherten Inhalte, Mitteilungen und Aufzeichnungen, die 
wahrnehmbar sind oder auf andere Weise mittels Tech-
nik wahrnehmbar gemacht werden können;

2.	 Dritte vom Antragsteller abweichende natürliche oder 
juristische Personen oder Institutionen;

3.	 Eilfälle gegeben, wenn Anhaltspunkte dargelegt wer-
den, die eine sofortige Bearbeitung des Antrags uner-
lässlich machen oder erscheinen lassen;

4.	 öffentliche Stellen
a)	 alle Behörden der unmittelbaren und mittelbaren 

Verwaltung einschließlich der Sondervermögen,
b)	 alle Einrichtungen, beliehenen Einzelpersonen, Kör-

perschaften und anderen juristischen Personen, die 
mit der Wahrnahme öffentlicher Aufgaben betraut 
sind, und der Kontrolle oder einer vergleichbaren 
Einflussnahme des Landes oder einer kommuna-
len Gebietskörperschaft unterliegen.

§ 4 
Umfang des Informationsanspruchs

(1) Es besteht Informationsfreiheit nach Maßgabe dieses 
Gesetzes und ein darauf aufbauender umfassender Infor-
mationsanspruch. Der Anspruch und Antrag auf Informa-
tionserteilung kann von jeder natürlichen und juristischen 
Person gestellt werden. Der Anspruch auf Informationser-
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teilung steht auch Organisationen mit organschaftlichen 
Strukturen zu. Auch zeitweilige Personenzusammenschlüs-
se (Initiativen) haben einen Anspruch auf Informationen, 
sofern eine Ansprechperson bestimmt worden ist, die die 
Interessen der Initiative nach außen vertritt. Die Behörden 
haben im Sinne eines möglichst effizienten Informations-
zugangs tätig zu werden. 

(2) Ein Anspruch auf Informationserteilung besteht nicht, 
soweit durch die Informationserteilung
1.	 die internationalen Beziehungen, die Landesverteidi-

gung oder die innere Sicherheit geschädigt werden, 
2.	 die Gerichte in ihrer richterlichen Unabhängigkeit be-

einträchtigt werden,
3.	 die Angelegenheiten des Thüringer Rechnungshofs im 

Rahmen seiner Tätigkeit in richterlicher Unabhängig-
keit oder

4.	 die Rundfunkanstalten in ihrer journalistisch-redaktio-
nellen Arbeit berührt sind.

(3) Der Anspruch soll versagt werden, soweit
1.	 von der Behörde nachvollziehbar dargelegt wird, dass 

es sich bei den begehrten Informationen um Vorbe-
reitungshandlungen der Behörde zur Entscheidungs-
findung noch nicht abgeschlossener Entscheidungen 
handelt; nicht der Vorbereitung von Entscheidungen 
dienen Gutachten, Stellungnahmen und Beweiserhe-
bungen, nicht aber deren Vorentwürfe und Notizen,

2.	 von der Behörde nachvollziehbar dargelegt wird, dass 
die Funktionsfähigkeit der Landesregierung oder des 
Landtags erheblich beeinträchtigt würden oder

3.	 wenn Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse betroffen 
sind und das Allgemeininteresse an der Offenbarung 
nicht die schutzwürdigen Belange des Betroffenen 
überwiegen; der Anspruch findet insbesondere seine 
Grenze im Schutz des geistigen Eigentums.

(4) Der Anspruch kann versagt werden, soweit von der Be-
hörde dargelegt wird, dass
1.	 der Verfahrensablauf eines Ermittlungs- und Gerichts-

verfahrens gefährdet werden würde oder
2. 	 ein Verfahren im Bereich der Ordnungswidrigkeiten 

oder eines Disziplinarverfahrens erheblich gefährdet 
werden würde, 

3.	 die Versagung zur Abwehr erheblicher Nachteile für 
das Allgemeinwohl unabdingbar ist oder 

4.	 nachweislich ein Missbrauch vorliegt.
Ein Versagungsgrund nach Nummer 1 oder 2 besteht nicht 
mehr nach Abschluss des Verfahrens.

§ 5 
Rechte Dritter

(1) Ein Informationsanspruch besteht nicht, soweit durch 
die Bekanntgabe personenbezogener Daten Interessen 
und höherrangige Rechte Dritter erheblich beeinträchtigt 
werden. Dies ist nicht der Fall, wenn:
1. 	 die Offenbarung durch Rechtsvorschrift erlaubt ist;
2. 	 die Offenbarung zur Abwehr erheblicher Nachteile für 

das Gemeinwohl oder von Gefahren für Leben, Ge-
sundheit, persönliche Freiheit oder sonstiger schwer-
wiegender Beeinträchtigungen der Rechte Einzelner 
geboten ist;
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3. 	 die Einholung der Einwilligung des Betroffenen nicht 
oder nur mit unverhältnismäßgem Aufwand möglich ist 
und es offensichtlich ist, dass die Offenbarung im Inte-
resse des Betroffenen liegt;

4. 	 der Antragsteller ein rechtliches Interesse an der Kennt-
nis der begehrten Informationen geltend macht und 
überwiegende schutzwürdige Belange des Betroffe-
nen der Offenbarung nicht entgegen stehen;

5. 	 der Betroffene einer Offenbarung schriftlich oder zur 
Niederschrift zustimmt.

Die Offenbarung personenbezogener Informationen von 
Amtsträgern ist zulässig,
1.	 soweit diese im Zusammenhang mit der Ausübung ih-

res öffentlichen Amtes stehen oder
2.	 soweit deren Kenntnis für die Bestimmung, Unterschei-

dung, Zuordnung oder den Nachvollzug behördlichen 
Handelns erforderlich ist oder

3.	 wenn die Betroffenen als Gutachter, Sachverständige 
oder in vergleichbarer Weise eine Stellungnahme in ei-
nem öffentlichen Verfahren abgegeben haben und durch 
diese Angaben mit Ausnahme des Namens, Titels, aka-
demischen Grades, der innerdienstlichen Funktionsbe-
schreibung, der dienstlichen Anschrift und Rufnummer 
nicht zugleich weitere personenbezogene Informatio-
nen offenbart werden. 

Satz 1 findet entsprechende Anwendung auf Funktionsträ-
ger der in § 3 Nr. 4 genannten Stellen.

(2) Betrifft ein Antrag auch Rechte Dritter, hat die Behörde 
den Dritten hiervon in Kenntnis zu setzen und ihm Gele-
genheit zur Stellungnahme zu geben. Die zuständige Stel-
le ersucht die oder den Betroffenen um Zustimmung zur 
Freigabe der begehrten Informationen. Informationen, die 
ein privater Dritter der öffentlichen Stelle ohne rechtliche 
Verpflichtung übermittelt hat, dürfen ohne Einwilligung des 
Dritten nicht zugänglich gemacht werden. Dies gilt nicht 
für Informationen, die der Dritte der Behörde als Unterla-
ge für einen Antrag oder eine Anzeige übermitteln musste. 

(3) Lehnt der Dritte die Einwilligung ab, so ist eine Abwä-
gung zwischen den betroffenen schutzwürdigen Interessen 
- unter besonderer Beachtung datenschutzrechtlicher Be-
stimmungen - vorzunehmen. Abwägungskriterien sind hier-
bei insbesondere die Art der preiszugebenden Information, 
Wahrung der Persönlichkeitssphäre, Betrachtung von Alter-
nativen und Möglichkeiten einer gütlichen Konfliktlösung.

§ 6 
Antrag und Verfahren

(1) Der Zugang zu Informationen wird auf Antrag gewährt. 
Dieser kann schriftlich, mündlich oder zur Niederschrift 
bei der Behörde gestellt werden. Sofern die Behörde ei-
nen elektronischen Zugang bereitstellt, kann die Antrag-
stellung auch hierüber erfolgen. Der Antrag bedarf keiner 
Begründung. Es gelten die Vorschriften des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes entsprechend. 

(2) Der Antrag ist an die Behörde zu richten, von der die 
Informationen begehrt werden. Im Falle der Antragstellung 
bei einer unzuständigen Stelle ist diese verpflichtet, den 
Antragsteller darüber zu informieren und, wenn innerhalb 
von zwei Wochen kein Widerspruch des Antragstellers er-
gangen ist, den Antrag von Amts wegen an die zuständi-
ge Stelle weiterzuleiten. 
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(3) Der Antragsteller hat in seinem Antrag darzulegen, wel-
che Informationen er begehrt. Sofern der Antragstellerin 
oder dem Antragsteller Angaben zur Umschreibung der 
begehrten Informationen fehlen, hat ihn die angegange-
ne Stelle zu beraten und zu unterstützen. Bei Schwierig-
keiten bei der Antragstellung kann der Bürgerbeauftragte 
für Informationsfreiheit konsultiert werden.

(4) Befinden sich einzelne Informationen kurzzeitig bei ei-
ner anderen Behörde, hat die für den Antrag zuständige 
Behörde die begehrten Informationen bei der betreffenden 
Behörde einzuholen.

§ 7 
Entscheidung über Informationsanspruch und -umfang

(1) Die begehrten Informationen sind durch die zuständige 
Stelle unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb eines Mo-
nats nach Zugang des Antrags bei der zuständigen Stelle 
in geeigneter Form bereitzustellen.

(2) Eine Fristverlängerung kann gerechtfertigt sein, soweit 
die Bearbeitung des Antrags nach Umfang und Komplexi-
tät einer längeren Bearbeitungszeit bedarf. Diese ist von 
der Behörde schriftlich und auf den Einzelfall bezogen zu 
begründen und dem Antragsteller mitzuteilen. Eine Nach-
bearbeitungsfrist kann jedoch höchstens um einen Monat 
verlängert werden. Liegt der Fall einer Beteiligung Dritter 
vor, so beträgt die Regelfrist sechs Wochen; eine Fristver-
längerung ist möglich, aber höchstens verlängerbar auf ins-
gesamt zehn Wochen. Eine weitere Fristverlängerung be-
darf der Einwilligung des Antragstellers. 

(3) Hat der Anspruchsteller ein berechtigtes Interesse an 
einer kurzfristigen Informationsbereitstellung (Eilfall) und 
kann dieses auch darlegen, ist die Behörde verpflichtet, 
die begehrte Information innerhalb der geforderten Zeit 
bereitzustellen, es sei denn, dass die Informationsbesor-
gung innerhalb der geforderten Zeit aus tatsächlichen und 
praktischen Gründen nicht möglich ist. In einem solchen 
Fall ist die Behörde verpflichtet, eine zeitnahe, nach ihren 
Möglichkeiten realisierbare Informationsbereitstellung zu 
bewirken. Absatz 1 gilt entsprechend.

(4) Wird ein Antrag auf Informationsbereitstellung abge-
lehnt, so ist die Ablehnung in der Frist des Absatzes  1 
schriftlich zu begründen. Im Übrigen hat die Behörde 
dem Antragsteller mitzuteilen, ob und wann der Informa-
tionszugang zu einem späteren Zeitpunkt voraussichtlich 
möglich ist. 

(5) Wird ein Antrag auf Informationsbereitstellung teilwei-
se abgelehnt und die Bereitstellung von Informationen be-
schränkt, so ist die Beschränkung in der Frist des Absat-
zes 1 schriftlich zu begründen. Für die einer Beschränkung 
nicht unterliegenden Informationen gelten die Absätze 1 
bis 3. Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 8 
Organisation, Einsichtnahmebedingungen

(1) Begehrte Informationen können bei der jeweiligen Stel-
le zu deren Geschäftszeiten eingesehen werden. Die Be-
hörde kann in Sonder- und Eilfällen abweichende Einsicht-
nahmezeiten bestimmen. 



Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode	 Drucksache 5/2395

7

(2) Informationen, die in einem elektronischen Format vor-
liegen, sollen elektronisch bereitgestellt werden, es sei 
denn, der Antragsteller macht begründet ein Interesse an 
einer anderen Form der Bereitstellung geltend.

(3) Die Behörde hat dafür Sorge zu tragen, dass Räum-
lichkeiten und eventuell benötigte technische Geräte zur 
Wahrnehmung (Einsichtnahme) von Informationen für de-
ren Nutzung bereitgestellt werden. 

(4) Dem Wunsch des Antragstellers auf postalische Zu-
sendung ist seitens der Behörde zu entsprechen, es sei 
denn, die angeforderte Menge der Informationen übersteigt 
den gewöhnlichen Umfang in einem unverhältnismäßigen 
Maße. In diesem Fall kann die Behörde den Antragstel-
ler auf kostengünstigere Informationserlangungsmetho-
den verweisen. 

(5) Werden Informationen elektronisch angefordert und 
sollen auch auf diesem Weg übermittelt werden, so darf 
die Behörde dem Ersuchen nur dann nachkommen, wenn 
gewährleistet ist, dass personenbezogene Daten Dritter in 
den elektronisch zu übermittelnden Dokumenten nicht vor-
handen sind. § 5 Abs. 3 bleibt unberührt.

§ 9 
Rechtsmittel

Hat der Antragsteller einen ablehnenden Bescheid erhal-
ten, steht diesem erst ein Klagerecht nach durchgeführten 
Widerspruchsverfahren zu. Oberste Landesbehörden rich-
ten hierfür Widerspruchsstellen ein. Im Falle einer Nichtbe-
arbeitung durch die Behörde besteht für den Antragsteller 
die Möglichkeit, drei Monate nach Antragstellung Untätig-
keitsklage vor dem Verwaltungsgericht zu erheben. 

§ 10 
Bürgerbeauftragter

(1) Die Aufgaben des Thüringer Beauftragten für Informa-
tionsfreiheit nimmt der Bürgerbeauftragte des Freistaats 
Thüringen wahr. 

(2) Jeder kann sich mit Auskunftsverlangen und Anliegen 
zum Thema Informationsfreiheit an den Bürgerbeauftrag-
ten des Freistaats Thüringen wenden. Fühlt sich ein An-
tragsteller durch einen ablehnenden Bescheid oder durch 
eine seiner Meinung nach nicht erfolgte oder unzureichen-
de Bearbeitung seines Antrages durch die Behörde in sei-
nem Recht aus diesem Gesetz verletzt, so kann der Bür-
gerbeauftragte angerufen werden. Gleiches gilt für einen 
Dritten, der sich durch eine den Antragsteller begünstigen-
de Bescheidung in seinen Rechten verletzt fühlt.

(2) Der Bürgerbeauftragte des Freistaats Thüringen hat die 
Aufgabe, informierend und unterstützend zu beraten. Er ist 
angehalten, vermittelnd und streitschlichtend zwischen den 
Parteien zu agieren. Die §§ 37 bis 41 des Thüringer Daten-
schutzgesetzes vom 10. Oktober 2001 (GVBl. S. 276), zu-
letzt geändert durch Artikel 18 des Gesetzes vom 25. No-
vember 2004 (GVBl. S. 853) gelten entsprechend. 

(4) Der Bürgerbeauftragte des Freistaats Thüringen hat alle 
zwei Jahre eine Evaluierung anzufertigen. Der Bericht hat 
auch Auswirkungen von Anträgen an die Verwaltung und 
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Veränderungsvorschläge zu enthalten, sofern diese erfor-
derlich sind. Er ist der Öffentlichkeit zugänglich zu machen 
und wird im Plenum und den Ausschüssen des Landtags 
öffentlich beraten.

§ 11 
Gebühren und Kosten

(1) Es werden keine Gebühren erhoben. 

(2) Die Erstattung von Auslagen kann verlangt werden. 
Hierbei dürfen die tatsächlichen Sachkosten für die Herstel-
lung von Kopien und die tatsächlich angefallenen Kosten 
der Versendung von Informationsträgern nicht überschrit-
ten werden. Insbesondere werden die ersten 100 Fotoko-
pien, das erste Exemplar eines elektronischen Speicher-
mediums wie Diskette, CD-ROM oder DVD kostenfrei 
überlassen. Kosten des Personals der öffentlichen Stel-
le einschließlich der Gemeinkosten werden nicht berück-
sichtigt. 

(3) Im Falle eines besonderen öffentlichen Interesses am 
Informationszugang werden keine Kosten erhoben. Stellt 
die Kostenerhebung für den Antragsteller eine unbillige 
Härte dar, wird auf die Erhebung verzichtet. Eine unbillige 
Härte ist insbesondere dann anzunehmen, wenn ein Sozi-
alleistungsanspruch nach dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch (SGB II) oder dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB XII) besteht. Zeitweilige Personenzusammenschlüs-
se (Initiativen), deren Tätigkeit auf den öffentlichen Mei-
nungsbildungsprozess gerichtet sind, sind auf Antrag von 
der Kostenerhebung zu befreien.

(4) Für die übrigen Kosten findet die Verordnung über die 
Gebühren nach dem Informationsfreiheitsgesetz - Infor-
mationsgebührenverordnung (IFGGebVO) vom 2. Januar 
2006 (BGBl. I. S. 6) entsprechende Anwendung. 

§ 12
Erschließung von Informationen, Statistik

(1) Die öffentlichen Stellen halten Organisationspläne und 
Aktenordnungen sowie ein Register der bei ihnen vorhan-
denen Informationen sowie allgemeinverständliche Erläu-
terungen dieser Pläne, Ordnungen und Register vor und 
machen diese öffentlich zugänglich. Hinweise auf Informa-
tionen werden unverzüglich in das Register aufgenommen. 
Der Zugang zum Register in elektronischer Form, insbe-
sondere durch das Internet, ist sicherzustellen.

(2) Die Gliederung des Registers nach Absatz 1 erfolgt 
nach Dokumenten. Das Register enthält für jedes Doku-
ment
1. 	 eine eindeutige Bezugsnummer;
2. 	 gegebenenfalls das Aktenzeichen des Vorgangs, zu 

dem das Dokument gehört;
3. 	 eine kurze Beschreibung der in dem Dokument fest-

gehaltenen Informationen;
4. 	 das Datum der Herstellung des Dokuments, des Ein-

gangs bei der öffentlichen Stelle und das Datum der 
Aufnahme in das Register.

(3) In dem Register ist auch festzuhalten, ob und wann 
eine Information nachgefragt wurde. Eine Information, die 
mehrfach nachgefragt wurde, ist unverzüglich elektronisch 
allgemein zugänglich zu veröffentlichen.
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(4) Die Vorschriften dieses Gesetzes über Einschränkun-
gen der Zugänglichkeit der Informationen bei der Erstel-
lung der Informationen nach Absatz 2 sind durch entspre-
chende textliche Gestaltung des Registers zu beachten.

(5) Die öffentlichen Stellen führen Statistiken, aus denen 
sich ergeben
1. 	 die Anzahl der eingereichten Anträge,
2. 	 der jeweilige Gegenstand der abgelehnten Anträge,
3. 	 die Anzahl der abgelehnten Anträge,
4. 	 die Gründe für die Ablehnung von Anträgen nach Maß-

gabe der jeweils angewandten gesetzlichen Vorschrift,
5.	 die Anzahl eingelegter Rechtsbehelfe und Rechtsmit-

tel sowie den Ausgang der Verwaltungsrechtsverfah-
ren.

§ 13 
Satzungsbefugnis

Die kommunalen Gebietskörperschaften sind ermächtigt, 
zur weiteren Verfahrensregelung der Gewährleistung der 
Informationsfreiheit im Sinne des § 1 im eigenen Verant-
wortungsbereich Satzungen zu erlassen.

§ 14 
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz 
gelten jeweils in weiblicher und männlicher Form.

§ 15 
Geltungsanspruch

Spezialgesetze bleiben in ihrem Geltungsanspruch unbe-
rührt. Rechtsvorschriften, die einen weitergehenden Zu-
gang zu Informationen gewähren, bleiben unberührt.

Artikel 2
Änderung des

 Thüringer Verwaltungskostengesetzes

Dem § 2 Abs. 1 des Thüringer Verwaltungskostengeset-
zes vom 23. September 2005 (GVBl. S. 325), das zuletzt 
durch Gesetz vom 20. Dezember 2010 (GVBl. S. 537) ge-
ändert worden ist, wird folgende Nummer 16 angefügt:

"16.	 Entscheidungen und Widerspruchsverfahren nach 
dem Thüringer Informationsfreiheitsgesetz."

Artikel 3
Änderung des Thüringer Gesetzes zur 

Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung

Nach § 8 b des Thüringer Gesetzes zur Ausführung der 
Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung vom 15. De-
zember 1992 (GVBl. S. 576), das zuletzt durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 18. Dezember 2002 (GVBl. S. 480) ge-
ändert worden ist, wird folgender § 8 c eingefügt: 

"§ 8 c
Verfahren in Angelegenheiten der Informationsfreiheit

Verfahren vor den Gerichten der Thüringer Verwaltungs-
gerichtsbarkeit in Angelegenheiten das Thüringer Informa-
tionsfreiheitsgesetz betreffend sind gebührenfrei."
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Artikel 4
Inkrafttreten/Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.
Gleichzeitig tritt das Thüringer Informationsfreiheitsge-
setz vom 20. Dezember 2007 (GVBl. S. 256) außer Kraft.
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Begründung:

Zu Artikel 1:

Zu § 1 (Gesetzeszweck):

Dieses Gesetz soll die Rechte der Einwohnerinnen und Einwohner im 
Freistaat Thüringen im Sinne der "Durchsichtigkeit" (Transparenz) staat-
lichen Handelns verbessern, daher erhalten sie einen Anspruch auf In-
formationen aus dem Verwaltungsbereich. Der Anwendungsbereich ist 
weit zu verstehen und erstreckt sich insbesondere auch auf behördli-
che Planungs- und Entscheidungsprozesse. Es kann nicht mehr länger 
der Grundsatz des Amtsgeheimnisses gelten, dieser ist ein Überbleib-
sel aus längst vergangenen Zeiten und so nicht mehr tragbar - ange-
sichts einer politisch interessierten und aktiv sich für ihre Rechte einset-
zenden Bevölkerung. Die Bürgerrechte werden unter anderem dadurch 
gestärkt, dass durch dieses Gesetz eine größere Transparenz staatli-
chen Handelns und von Arbeitsabläufen der Verwaltung erreicht wird, 
auch um unerwünschte Korruptionsfälle zu verhindern. Im Übrigen trägt 
dieses Gesetz zu einer demokratischen Entwicklung und einer Partizi-
pation der Bevölkerung bei. Für den Bürger kann es von entscheidender 
Bedeutung sein, detaillierte Sachkenntnis zu einem spezifischen Thema 
zu haben, die ihm dann gegebenenfalls als Argumentationsgrundlage für 
weitere - gegebenenfalls auch rechtliche - Handlungen dienen können. 

Zu § 2 (Anwendungsbereich):

Hiermit soll zum Ausdruck gebracht werden, dass sich der Anspruch auf 
Informationsfreiheit auf alle Institutionen der Verwaltung erstreckt und 
keine Flucht ins Privatrecht möglich sein soll. Der Gesetzentwurf hat sich 
bewusst gegen eine generelle Bereichsausnahme entschieden, um nicht 
von vornherein eine Beschneidung der auskunftspflichtigen Stellen vor-
zunehmen und somit wieder dem Sinn und Zweck dieses Gesetzes den 
"Rücken zu kehren".

Zu § 3 (Begriffsbestimmung):

Zu Nummer 1:

Die Definition soll allumfassend sein und alle Informationen, unabhän-
gig von ihrem Speichermedium oder ihrer Wahrnehmbarkeit, erfassen.

Zu Nummer 2:

Selbsterklärend; klargestellt werden soll aber gleichzeitig auch, dass 
"Dritter" nicht nur derjenige sein soll, dessen persönliche Angaben be-
troffen sind, sondern dass auch juristische Personen "Dritter" sein kön-
nen, gerade, wenn es um das Spannungsfeld von Betriebsgeheimnis-
sen und den generellen Informationsanspruch geht. 

Zu Nummer 3:

Für die Darlegungs- und Beweislast bezüglich der Dringlichkeit gelten 
die allgemeinen Beweislastregeln, d. h., derjenige, der das Vorliegen 
eines Eilfalls geltend macht, muss dies auch darlegen und beweisen.
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Zu Nummer 4:

Mit dieser weiten Definition der öffentlichen Stellen soll der Entwick-
lung Rechnung getragen werden, dass staatliches Handeln bzw. Han-
deln des Staates zunehmend auch in Formen des Privatrechts stattfin-
det, so z. B. durch "Beleihung" privater mit hoheitlichen Aufgaben oder 
aber Tätigwerden des Staates in privatrechtlicher Form, z. B. als "kom-
munale" GmbH oder durch Beteiligung an privaten Unternehmen. Auch 
zu Informationen dieser Handlungsfelder des Staates müssen Bürger 
möglichst ungehinderten Zugang haben.

Zu § 4 (Umfang des Informationsanspruchs):

Zu Absatz 1: 

Hierdurch soll klargestellt werden, dass grundsätzlich ein gebundener 
Anspruch auf Informationserteilung besteht. Man hat sich bei diesem 
Gesetzentwurf bewusst gegen die Lösung eines nicht gebundenen An-
spruchs entschieden, um die Wahrnehmung der Informationsfreiheit nicht 
wieder "durch die Hintertür" zu erschweren. Es bleibt jedoch festzuhal-
ten, dass sich der Anspruch auf Information nur auf diesen als solchen 
bezieht, nicht hingegen auf die inhaltliche Allumfänglichkeit und Vollstän-
digkeit der beantragten Informationen. Der Informationsanspruch kann 
allerdings nicht schrankenlos gewährt werden. Die nachfolgend aufge-
führten Absätze verwehren bzw. können den Anspruch auf Informationen 
verwehren. Bei der Rangabfolge der Absätze wird ein Stufenverhältnis 
zwischen den einzelnen, dort geschützten Rechtsgütern oder Interessen 
deutlich. Es soll zudem deutlich gemacht werden, dass auch bei dem 
Eingreifen von Versagungsgründen immer noch die Teilzulässigkeit ei-
nes Anspruchs möglich sein soll, wenn nicht die genannten Kernberei-
che durch die begehrte Information betroffen sind.

Bezüglich der Antragsteller werden keine Einschränkungen vorgenom-
men - der Anspruch gilt für alle aufgeführten Personen- bzw. Personen-
gruppen unabhängig ihrer Staatsangehörigkeit. Es findet auch keine 
Einschränkung nur auf EU-Bürger statt. Auch Bürgerinitiativen soll das 
Recht auf Informationen zugestanden werden. Sie werden deshalb ge-
sondert genannt, um die Interessen, für die die betreffende Bürgeriniti-
ative steht, angemessen zu berücksichtigen. Dies spielt insbesondere 
eine große Rolle bei einer eventuell stattfindenden Interessenabwägung. 
Würde eine natürliche Person alleine Informationen begehren, so stün-
de das Einzelinteresse dieser natürlichen Person gegenüber einem an-
deren Interesse - beispielsweise einem Geschäftsgeheimnis - schlech-
ter, als ein Bürgerinitiativinteresse einer ganzen Gruppe von Personen, 
die sich für oder gegen eine bestimmte Sache einsetzen und hierfür In-
formationen benötigen. 

Der in dieser Norm geschilderte Grundsatz des behördlichen Verhaltens 
soll die Wichtigkeit der Informationsfreiheit verdeutlichen. Bei Fragen zur 
Auslegung dieses Gesetzes ist diese Vorschrift als Auslegungshilfe her-
anzuziehen. Durch diese Norm soll nicht nur ein sich lang hinziehendes 
Verfahren vermieden, sondern auch dem Informationsanspruch im Ge-
setz mehr Geltungskraft gegeben werden. Darin enthalten ist insbeson-
dere auch der Beschleunigungsgrundsatz, der sich auch aus § 7 Abs. 1 
ergibt, d. h. die Verpflichtung der Behörde zu einer schnellen Bearbei-
tung bzw. Umsetzung eines bestehenden Anspruchs. Der Beschleuni-
gungsgrundsatz ist weit zu verstehen; er soll sich also durch das gesam-
te Verfahren nach dem Thüringer Informationsfreiheitsgesetz ziehen. 
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Zu Absatz 2:

Die in Absatz 2 genannten "absoluten" Versagungsgründe sind solche, 
bei denen ein übergeordnetes Schutzinteresse an den zu schützenden 
Informationen besteht. Hiernach ist der Anspruch teilweise (soweit einer 
der in Absatz 2 genannten Versagungsgründe der Nummern 1 bis 4 greift) 
oder ganz zu versagen. Es handelt sich hierbei um eine gebundene Ent-
scheidungsvorschrift. Es bedarf keiner besonderen Begründung seitens 
der Behörde. Die Ablehnung eines Antrags muss aber dennoch genau 
erkennen lassen, aus welchen Gründen der Antrag abgelehnt worden ist. 

Zu Absatz 3:

Wenn einer der hier genannten Gründe vorliegt, so soll der Anspruch, 
soweit es eine der genannten Materien betrifft, versagt werden. Im Un-
terschied zu Absatz 2 obliegt die Behörde hier jedoch einer detaillierte 
Begründungspflicht. Die Behörde hat in einem solchen Fall substantiiert 
vorzutragen, dass ein Versagungsgrund nach Absatz 3 Nr. 1, 2 oder 3 
vorliegt. 

Nummer 1: bezieht sich auf Informationen, die einer Behörde die Grundla-
ge für eine Entscheidung bieten. So weit muss der Informationsanspruch, 
der sich aus diesem Gesetz ergibt, nicht reichen. Vielmehr muss es der 
Behörde auch möglich sein, sich durch unverbindliche Vorbereitungs-
maßnahmen eine Entscheidungsgrundlage zu verschaffen. Im Übrigen 
sagen diese vorbereitenden Handlungen noch nichts über die eigentlich 
später zu treffende Entscheidung aus, d. h., sie haben noch keinen spe-
zifischen Aussagegehalt hinsichtlich behördlichen Verhaltens. 

Nummer 2: Funktionsfähigkeit, z. B. der Kernbereich der Exekutive (die 
noch nicht einmal ein Abgeordneter erfragen kann); der Landtag darf aber 
nicht generell vom Anwendungsbereich herausgenommen werden - auch 
mit Blick auf den Bereich bzw. die Möglichkeit der direkten Demokratie. 

Nummer 3: Zu beachten: Hier besteht keine gesonderte Begründungs-
pflicht seitens der Behörde; hier ist vielmehr seitens der Behörde eine 
Abwägung vorzunehmen zwischen den sich hier gegenüberstehenden 
Interessen.

Zu Absatz 4:

Hierbei handelt es sich um eine Ermessensvorschrift. Bei Vorliegen ei-
nes nachfolgend aufgeführten Sachverhalts kann die Behörde einen 
Anspruch versagen. Auch hier besteht für die Behörde die Pflicht, eine 
umfassende Begründung für die Versagung zu geben und dem Antrag-
steller zukommen zu lassen. 

Nummer 1: Rechtsdurchsetzung: Gerade im Bereich von strafbewehr-
ten oder anderweitigen Sanktionsmaßnahmen kann es für die betroffe-
ne Behörde von entscheidender Wichtigkeit sein, Informationen nicht 
preiszugeben; man denke nur an Manipulationsszenarien und taktische 
Vorgehensweisen.  

Nummer 2: Ermittlungstätigkeit: Gerade in diesem Bereich kann es für 
die Behörde von entscheidender Bedeutung sein, Informationen in die-
sem Stadium nicht herauszugeben, um das Verfahren in seinem Fort-
gang nicht zu gefährden. Die Formulierung "erheblich gefährden" soll 
aber verdeutlichen, dass nicht jedes Verfahren automatisch vom Infor-
mationsanspruch ausgeschlossen werden kann.
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Nummer 3: Um der Behörde jedoch nicht einen zu großen Handlungs- 
bzw. Versagungsspielraum einzuräumen, sind an das Vorliegen eines 
Legitimationsgrundes aus dieser Nummer hohe Anforderungen zu stel-
len. Es reicht weder ein pauschaler Verweis auf das Vorliegen eines 
Versagungsgrundes nach Nummer 3 noch eine Wiederholung des Ge-
setzeswortlautes. Vielmehr muss sich aus der Versagungsbegründung 
eindeutig und nachvollziehbar erkennen lassen, dass das Begehren 
des Antragstellers hinter einem hohen Schutzgut des Allgemeinwohls 
zurückstehen muss.

Nummer 4: Auch dieser Versagungsgrund ist generalklauselartig for-
muliert, um einen Missbrauch verhindern zu können. Es kann durch-
aus möglich sein, dass ein Bürger das Recht auf Informationsfreiheit 
ausnutzt und - aus welchen Gründen auch immer - rechtsmissbräuch-
lich einen Antrag oder eine Vielzahl von Anträgen stellt. Aber auch hier 
muss sich aus der von der Behörde anzufertigenden Begründung ein 
klar erkennbarer und von der Behörde nachweisbarer Missbrauch er-
kennen lassen. Möglicherweise könnte man auch die Nummern 3 und 4 
in eine Generalklausel zusammenfassen; dieser Gesetzentwurf favori-
siert aber eine Trennung, um nicht die Grenzen der Anliegen der beiden 
Nummern zu verwischen. 

Zu § 5 (Rechte Dritter):

Zu Absatz 1:

Obwohl der Informationsfreiheit nach diesem Gesetz ein großer Stel-
lenwert eingeräumt wird, dürfen Interessen eines Dritten, insbesondere 
dessen persönliche Datenschutzinteressen an persönlichen Daten, da-
durch keine niedere Stellenwertigkeit zukommen. Um der hohen Wertig-
keit der Interessen Dritter den gebührenden Rang zu verschaffen, sind 
diese Versagungsgründe in diesem Gesetzentwurf in einen eigenen Pa-
ragraphen aufgenommen und nicht mit in die Systematik des § 4 ein-
gegliedert worden. Absatz 1 stellt klar, dass der Anspruch auf Informa-
tionsfreiheit versagt wird, wenn grundlegende Interessen eines Dritten 
betroffen sind. Wann derartige Interessen betroffen sein können, ist im 
Einzelfall möglicherweise nur schwerlich bestimmbar. Deshalb ist anzu-
raten, die Abstufungen des allgemeinen Persönlichkeitsrechts aus § 823 
Bürgerliches Gesetzbuch als Bestimmungskriterium der Wichtigkeit des 
betroffenen Interesses anzuwenden. Bei diesem wird unterschieden 
zwischen Intim-, Privat- und Individualsphäre. Da die Intimsphäre "ab-
wägungsfest" ist, ist in einem solchen Fall der Anspruch zu versagen, 
d. h., es besteht kein Handlungsspielraum der Behörde. Die in Absatz 1 
erfolgte Aufzählung von Fallkategorien soll zur Vermeidung von Unklar-
heiten und Vermeidung von Konfliktpotentialen bei der Auslegung bei-
tragen. Die Gliederung macht auch deutlich, dass ein Amtsträger als Teil 
der öffentlichen Verwaltung sich als potentieller "Mitadressat" des Ge-
setzes aus diesem Grund nicht auf so weitreichende Schutzrechte wie 
ein privater Dritter berufen kann.
Eine Einwilligung des betroffenen Dritten nach Nummer 5 muss schrift-
lich erfolgen, nicht um den Informationsanspruch zu erschweren, son-
dern um im Falle eines Rechtsstreites ein beweiswürdiges Dokument 
vorlegen zu können. Natürlich wird auch der Beweisfunktion Genüge 
getan, wenn der betroffene Dritte seine vorherige Zustimmung zu Pro-
tokoll bei der mit der Sache betrauten und zuständigen Stelle abgibt.  

Zu Absatz 2: 

Dient dazu, den Dritten von laufenden Anträgen in Kenntnis zu setzen, 
damit ihm die Möglichkeit offen steht, sich dazu zu äußern. 
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Zu Absatz 3:

Die Behörde hat darauf hinzuwirken, im Falle einer Ablehnung der Zu-
stimmung durch den Dritten das Spannungsverhältnis zwischen Daten-
schutz und Informationsfreiheit möglichst schonend aufzulösen, d. h. 
eine gütliche Einigung anzustreben, um die Interessen beider zu wah-
ren. Dies kann z. B. durch Schwärzung persönlicher Daten des Dritten 
gelöst werden. Die Behörde nimmt also praktisch zusätzlich eine ver-
mittelnde Rolle ein (vgl. Satz 1). Satz 2 stellt eine nur beispielhafte Auf-
zählung dar, die nicht abschließend ist.

Zu § 6 (Antrag und Verfahren):

Zu Absatz 1: 

Befasst sich mit den Formalitäten der Antragstellung

Zu Absatz 2: 

Wenn ein Antrag an eine unzuständige Stelle gerichtet wird, soll dem 
Antragsteller nicht auferlegt werden, weiter nach der "richtigen" Behör-
de zu suchen, sondern die Behörde soll vielmehr diese Aufgabe über-
nehmen, weil sie im Zweifel besser zuordnen kann, wohin sich der An-
tragsteller hätte wenden müssen. Die Weiterleitung von Amts wegen 
soll jedoch nicht ohne eine Möglichkeit des Widerspruchs für den An-
tragsteller erfolgen.

Zu Absatz 3: 

Satz 1 soll klarstellen, dass der Antragsteller hinreichend bestimmt den 
Gegenstand der von ihm begehrten Informationen festlegt, damit die Be-
hörde den Antrag effektiv bearbeiten kann. Denn ohne eine genaue Um-
schreibung des Antragsgegenstandes kann die Behörde auch nicht dem 
ihr nach § 4 auferlegten Grundsatz der schnellen und effektiven Bearbei-
tung und Bereitstellung von Informationen nachkommen. Satz 2 enthält 
ein konkretes Unterstützungsgebot der Behörde zugunsten des Antrag-
stellers. Satz 3 soll klarstellen, dass besonders in der Antragsformulie-
rung und in dem genauen Bestimmen des Informationsgegenstandes 
der Bürgerbeauftragte als Ansprechperson tätig werden soll. 

Zu Absatz 4: 

Legt der Behörde die Informationsbeschaffungspflicht auf, wenn auch 
andere Behörden Unterlagen (also Informationen) zu dem Begehren des 
Antragstellers haben. 

Zu § 7 (Entscheidung über den Informationsanspruch und -umfang):

Zu Absatz 1: 

Die Behörde hat einen eingereichten Antrag zügig zu bearbeiten und die 
gewünschten Informationen umgehend bereitzustellen. Die gesetzliche 
Fixierung einer Monatsfrist soll dies unterstreichen.

Zu Absatz 2: 

Zu Satz 1: In Ausnahmefällen kann auch eine Fristverlängerung erfol-
gen. Dies kann insbesondere dann der Fall sein, wenn das Begehren 
des Antragstellers einen großen Recherche- und Beschaffungsaufwand 
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für die Behörde bedeutet. Auch eine Behörde verfügt nur über begrenz-
te Personalressourcen. Die Angestellten der Behörde üben die Umset-
zung dieses Gesetzes neben ihrem originären Tätigkeitsbereich aus - 
für sie praktisch eine zusätzliche berufliche Aufgabe. Somit kann eine 
Fristverlängerung durchaus gerechtfertigt sein, auch unter dem Aspekt, 
dass das Personal neben einer Antragsbearbeitung noch andere Auf-
gaben wahrzunehmen hat.
Zu Satz 2: An den Begründungsumfang sind keine großen Anforderungen 
zu stellen, es muss sich nur deutlich hieraus ergeben, dass ein Monat 
für die Bearbeitung und eventuelle Bereitstellung nicht ausreichend ist. 
Zu Satz 3: Als angemessen wird eine Verlängerung um ein Monat ange-
sehen, um auch komplexere Anträge bearbeiten zu können.
Zu Satz 4: Dieser Satz dient dazu, das Spannungsverhältnis zwischen 
den Pflichten der Behörden, schnell und zügig den Antrag zu bearbei-
ten, und die Informationen bereitzustellen und den Rechten Dritter zu 
entschärfen: Auf der einen Seite soll sie so schnell wie möglich Anträge 
bearbeiten und die gewünschten Informationen bereitstellen und auf der 
anderen Seite soll sie betroffene dritte Personen informieren und die-
sen Zeit geben, sich mit dem Begehren zu beschäftigen, um entschei-
den zu können, ob sie einer Information zustimmen wollen oder nicht. 
Daher beträgt die Regelfrist bei Beteiligung Dritter sechs Wochen. Eine 
Verlängerung ist aus den in Satz 1 genannten Gründen möglich.
Zu Satz 5: Die Regelung ist nötig für die rechtliche Einordnung einer 
Untätigkeitsklage.

Zu Absatz 3: 

Es ist auch denkbar, dass ein Antragsteller aus nachvollziehbaren Grün-
den sehr schnell Informationen von einer öffentlichen Institution benötigt. 
Um solchen Interessen gerecht zu werden, soll auch eine Eilfallbereit-
stellung von Informationen möglich sein. Hier hat jedoch der Antrag-
steller genau zu benennen, weshalb ein zeitliches Aufschieben seines 
Begehrens sich nachteilig für ihn auswirken wird oder könnte. Das Vor-
bringen des berechtigten Interesses an einer vorzugswürdigen Bearbei-
tung und Bereitstellung ist somit notwendig. 
Liegt die Zeitvorstellung des Antragstellers jedoch außerhalb des tat-
sächlich Möglichen, so muss die Behörde der schnellen Bearbeitung 
nicht nachkommen.

Zu Absatz 4: 

Die Begründungspflicht ergibt sich aus der Überlegung, dass der Bür-
ger genau nachvollziehen können soll, weshalb seinem Begehren nicht 
stattgegeben wurde. In diesem Zusammenhang hat die Behörde auch 
Angaben darüber zu machen, ob und wann gegebenenfalls ein Antrag 
erfolgreich sein könnte. 

Zu Absatz 5: 

Die Begründungspflicht ergibt sich aus der Überlegung, dass der Bür-
ger genau nachvollziehen können soll, weshalb seinem Begehren nur 
beschränkt stattgegeben wurde. 

Zu § 8 (Organisation, Einsichtnahmebedingungen):

Zu Absatz 1: 

Hiermit soll verdeutlicht werden, dass der Behördenablauf nicht in ei-
nem besonderen Maße behindert oder "durcheinander gebracht" wer-
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den soll. Die Einsichtnahme zu den Geschäftszeiten der Behörde soll 
nach diesem Gesetz als Regel gelten. Eine Ausnahme zur Einsichtnah-
me zu den Geschäftszeiten kann sich jedoch aus Satz 2 ergeben, wo-
nach auch abweichend von Geschäftszeiten eine Einsichtnahme gewährt 
werden kann. Man denke nur an den Fall, dass ein Antragsteller aus be-
ruflichen Gründen nicht zu den von der Behörde aufgestellten Öffnungs-
zeiten Einsicht nehmen kann. Zur Begründung einer Abweichung kann 
auch der Behördengrundsatz aus § 4 Abs. 1 als Argument vom Antrag-
steller herangezogen werden. 

Zu Absatz 2: 

Im Interesse einer effektiven Einsichtnahme sollen insbesondere elektro-
nisch gespeicherte Daten auch in der gespeicherten Form der Einsicht-
nahme zugänglich gemacht werden. Ausnahmen hiervon müssen mög-
lich sein, wenn dies durch den Antragsteller begründet gewünscht wird.

Zu Absatz 3: 

Die Behörde ist verpflichtet, dem Antragsteller, dem ein Informationsan-
spruch zusteht, die notwendigen Räumlichkeiten und technischen Ge-
räte zur Verfügung zu stellen. Dies soll auch zu einer möglichst effekti-
ven Umsetzung der Rechte nach diesem Gesetz beitragen. Würde eine 
derartige Regelung nicht aufgenommen, so könnte die Einsichtnahme 
unnötig durch die Behörde - unter Berufung auf das Nichtvorhanden-
sein diverser Geräte - verzögert oder sogar unmöglich gemacht werden. 

Zu Absatz 4: 

Um einem Antragsteller die Informationsbeschaffung nicht durch womög-
lich weite Fahrtstrecken zu der Auskunft gebenden Behörde zu erschwe-
ren, hat diese die Informationen - auf Wunsch des Antragstellers - auf 
dem Postwege zu versenden. Dies gilt natürlich nicht, wenn es sich um 
eine große Anzahl von Dokumenten oder anderen Datenträgern handelt. 
Hier kann die Behörde beispielsweise auf die Einsichtnahme in der Be-
hörde oder auch - soweit vorhanden - auf Veröffentlichungen im Inter-
net verweisen. Oder es werden dem Antragsteller nach Satz 3 die über 
die Freigrenze des § 11 hinausgehenden Kosten nach dieser Vorschrift 
in Rechnung gestellt. 

Zu Absatz 5:

Der Datenaustausch mittels moderner Medien bietet ein hohes Miss-
brauchsrisiko und somit ein Gefahrenpotential aus datenschutzrechtli-
cher Sicht. So ist es beispielsweise in der virtuellen Welt für eine Per-
son wesentlich einfacher, eine andere "Identität" anzunehmen, um sich 
damit dann Informationen zu verschaffen. Eine Informationsweiterga-
be mittels elektronischer Medien ist zwar nicht von vornherein ausge-
schlossen, jedoch ist mit der Weitergabe - gerade personenbezogener - 
vom Antragsteller abweichender Personendaten - sorgsam umzugehen. 

Zu § 9 (Rechtsmittel):

Mit der Regelung wird klarstellend der Rechtsweg eröffnet. Dabei wird 
festgeschrieben, dass das Widerspruchsverfahren auch im Falle der ab-
lehnenden Entscheidung einer obersten Landesbehörde möglich ist. Dies 
erscheint sachgerecht, da hiermit die Möglichkeit eröffnet wird, dass die 
oberste Landesbehörde zunächst selbst ihre eigene Entscheidung auf 
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Zweckmäßigkeit und Ermessensfehlerfreiheit überprüft. Hierzu sind Wi-
derspruchsstellen innerhalb der obersten Landesbehörden einzurichten, 
die von der entscheidenden Stelle innerhalb der Behörde getrennt über 
den Widerspruch entscheidet.

Zu Absatz 2:

Die Rechtsmittel, die dem Antragsteller bei einem versagten oder teil-
weise versagten Informationsanspruch zustehen, entsprechen dem all-
gemeinen Verwaltungsrecht. 

Zu § 10 (Bürgerbeauftragter):

Zu Absatz 1: 

Die Funktion eines Beauftragten für Informationsfreiheit wird vom Bür-
gerbeauftragten des Freistaates Thüringen wahrgenommen, da dieser 
schon jetzt die Bürgerinnen und Bürger im Kontakt mit Behörden unter-
stützt. Durch die Bündelung der Funktionen können sinnvolle "logisti-
sche" und arbeitstechnische Wechselwirkungen genutzt werden, ohne 
dass es, wie es bei der Zusammenlegung mit der Funktion des Daten-
schutzbeauftragten, in der praktischen Arbeit der Fall sein kann, zu In-
teressenkollisionen zwischen den beiden Arbeitsfeldern kommt.

Zu den Absätzen 2 und 3:

Der Bürgerbeauftragte soll eine Anlaufstelle für den Bürger und die Per-
sonengruppen sein, denen ein Recht nach diesem Gesetz zusteht. Er 
soll insbesondere beratend tätig werden, z. B. bei Formulierungsfragen 
eines Antrags. Auch ist er der richtige Ansprechpartner für Fragen, die 
das Herausfinden der zuständigen Stelle betreffen. Er soll helfend tä-
tig werden in Fragen, die die Rechtsdurchsetzung eines versagten oder 
teilweise versagten Anspruchs betreffen. Dies kann auch insbesonde-
re dazu beitragen, dem Bürger ohne langwierige Prozesse zu seinem 
Recht zu verhelfen. Auch Dritte, die von einem geltend gemachten Infor-
mationsanspruch betroffen sind, können sich an den Bürgerbeauftrag-
ten für Informationsfreiheit wenden, um Unklarheiten zu beseitigen oder 
um eine mögliche weitere (rechtliche) Vorgehensweise zu besprechen. 
Der Bürgerbeauftragte soll im Übrigen auch als Vermittler - zur Lösung 
von Spannungsfeldern - bei "Verständigungsproblemen" zwischen dem 
Bürger und der Behörde tätig werden. Der Bürgerbeauftragte erhält zur 
Stärkung seiner Stellung Kontroll- und Beanstandungsrechte, die mit 
dem Datenschutzbeauftragten vergleichbar sind.

Zu Absatz 4: 

Damit eine zeitliche Befristung des Gesetzes entbehrlich ist, wird dem 
Bürgerbeauftragten die Aufgabe zugewiesen, in einem zeitlichen Tur-
nus von zwei Jahren einen Bericht über die Wirkung des Informations-
freiheitsgesetzes anzufertigen. Diese Evaluierung soll insbesondere zur 
Praktikabilitätsanalyse und zur Einschätzung bzw. Berechnung zusätz-
lich entstehender Kosten dienen.

Zu § 11 (Gebühren und Kosten):

Zu Absatz 1: 

Dieser beschäftigt sich mit Gebührenfragen. Hierbei wird klargestellt, 
dass von der Behörde keine Gebühren erhoben werden können. Dies 
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dient vor allem dazu, dass den Antragstellern der Zugang zu Informati-
onen nicht durch immense Gebührenpflichten erheblich erschwert oder 
unmöglich gemacht wird. 

Zu den Absätzen 2 bis 4: 

Diese behandeln den Umfang des Ersatzes der entstehenden Kosten. 
Unter diesen sind tatsächlich anfallende Materialkosten zu verstehen, 
nicht jedoch der Arbeitsaufwand. Um für Auslegungssicherheit bei der 
Beurteilung der Kostenfreiheitsgrenze zu sorgen, wurden die konkre-
ten Zahlenvorschläge aus dem Gesetzentwurf des Netzwerks Recher-
che übernommen. Mit dieser Regelung werden nach Erfahrungswerten 
anderer Länder bis zu 80 Prozent der "Informationsfälle" kostenfrei ge-
stellt. Das ist auch konsequent mit Blick darauf, dass die Informations-
freiheit als Grundrecht in der Verfassung verankert ist. Verwirklichung 
von Grundrechten soll nicht durch Kostenhürden behindert werden. Nach 
Überschreiten dieser Grenze setzt grundsätzlich Pflicht zur Erstattung 
der Auslagen ein. 

Alle entstehenden Kosten, die darüber hinausgehen, können von der Be-
hörde nach den Leitlinien der Informationsgebührenverordnung erhoben 
werden. Diese sind so zu bemessen, dass der Informationszugang wirk-
sam in Anspruch genommen werden kann. Eine derartige Vorgehens-
weise ist keine zu starke Belastung für den Informationsbegehrenden, 
weil mit der Regelung der Freibeträge bei Geringfügigkeit dem Artikel 2 
Grundgesetz - dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht - Genüge getan ist. 
Eine Verhinderung des Informationszugangs durch Kostenauferlegung 
kann demnach nicht als Argument gegen diese Regelung angenommen 
werden. In Absatz 3 wird die persönliche Kostenfreiheit bestimmter Per-
sonengruppen und Organisationen geregelt als Unterschied zur "sach-
lichen Kostenfreiheit" in Absatz 1. 

Zu § 12 (Erschließung von Informationen, Statistik):

Die Regelungen entsprechen in weiten Teilen dem Regelungsvorschlag 
des Netzwerkes Recherche und sind auch in einem Landesgesetz zur 
Informationsfreiheit notwendig, um die möglichst umfassende Zugäng-
lichkeit der Informationen für die Nutzer (und auch die bearbeitende öf-
fentliche Stelle) sicherzustellen und zu erleichtern. Die Regelungen zur 
Statistik erleichtern die Arbeit im Rahmen der Öffentlichkeits- und Be-
richtsarbeit, insbesondere mit Blick auf die Überprüfung der Wirksam-
keit des Gesetzes.

Zu § 13 (Satzungsbefugnis):

Den kommunalen Gebietskörperschaften soll ermöglicht werden, wei-
tere und weitergehende Regelungen zur Gewährung der Informations-
freiheit in eigener Verantwortung durch Satzung innerhalb des eigenen 
Verantwortungsbereichs erlassen zu können. 

Zu § 14 (Gleichstellungsbestimmung):

Trägt der Gleichstellungsverpflichtung aus Artikel 2 der Verfassung des 
Freistaats Thüringen Rechnung

Zu § 15 (Geltungsanspruch - Verhältnis zu anderen Gesetzen -):

Stellt klar, dass auch im Rahmen des Thüringer Informationsfreiheits-
gesetzes die allgemeine Auslegungsregel gilt, dass Informationsansprü-
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che und andere Vorschriften, die in spezielleren Fachgesetzen geregelt 
sind, den allgemeinen Normen des Thüringer Informationsfreiheitsge-
setzes "vorgehen", d. h., sie sind vorrangig vor dem Thüringer Informa-
tionsfreiheitsgesetz anzuwenden, sofern sie über das Thüringer Infor-
mationsfreiheitsgesetz hinausgehen.

Zu Artikel 2:

Durch Änderung des Thüringer Verwaltungskostengesetzes wird die 
sachliche Gebührenfreiheit auf Entscheidungen und Widerspruchsver-
fahren nach dem Thüringer Informationsfreiheitsgesetz ausgedehnt.

Zu Artikel 3:

Durch Aufnahme eines neuen § 8 c wird im Thüringer Gesetz zur Aus-
führung der Verwaltungsgerichtsordnung die Gerichtsgebührenfreiheit 
für Verfahren vor den Gerichten der Thüringer Verwaltungsgerichtsbar-
keit in Angelegenheiten das Thüringer Informationsfreiheitsgesetz fest-
geschrieben. Nur so ist eine niedrigschwellige Möglichkeit für Einwohner-
innen und Einwohner eröffnet, ablehnende Entscheidungen gerichtlich 
überprüfen lassen zu können.

Zu Artikel 4:

Das Inkrafttreten des Gesetzes wird geregelt.

Für die Fraktion:

Blechschmidt


